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See the notice on TED website

567944-2026 - Wettbewerb
Deutschland – Bauarbeiten – Stadtentwässerung Hannover - Zentralgebäude Kläranlage 
Hannover-Herrenhausen - Generalunternehmerleistungen
OJ S 157/2026 17/08/2026
Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung - Änderungsbekanntmachung
Bauleistungen

1. Beschaffer

1.1.  Beschaffer
Offizielle Bezeichnung: Landeshauptstadt Hannover - Stadtentwässerung
E-Mail: submission@hannover-stadt.de
Rechtsform des Erwerbers: Lokale Gebietskörperschaft
Tätigkeit des öffentlichen Auftraggebers: Allgemeine öffentliche Verwaltung

2. Verfahren

2.1.  Verfahren
Titel: Stadtentwässerung Hannover - Zentralgebäude Kläranlage Hannover-Herrenhausen - 
Generalunternehmerleistungen
Beschreibung: Fur die Verbesserung der Infrastruktur der Landeshauptstadt Hannover plant 
die Stadtentwässerung Hannover den Neubau des Zentralgebäudes der Kläranlage Hannover-
Herrenhausen. Die Stadtentwässerung Hannover betreibt in Hannover Herrenhausen die 
Kläranlage Hannover-Herrenhausen, Dunenweg 20 mit einer heutigen Ausbaugröße fur 
500.000 Einwohner. Die Kläranlage besteht aus einem mechanischen Anlagenteil, einem 
Zentralteil und dem biologischen Anlageteil, die insgesamt örtlich voneinander getrennt sind. 
Die gesamte Kläranlage befindet sich in einer Umbauphase, bei der in den nächsten Jahren 
zahlreiche Erneuerungen und Erweiterungen geplant sind. Ein Teil dieser geplanten 
Umbaumaßnahme ist der Neubau des Zentralgebäudes der Kläranlage Hannover 
Herrenhausen. Das derzeitige Betriebsgebäude mit Werkstätten und Lager, 
Betriebswasseraufbereitung und Parkplätzen befindet sich auf dem Zentralteil der Kläranlage 
Hannover-Herrenhausen. Das Zentralgebäude ist über 40 Jahre alt, entspricht in vielen 
Punkten nicht mehr den heutigen Anforderungen und ist in einem sanierungsbedürftigen 
Zustand. Eine Erweiterung des bestehenden Zentralgebäudes ist nicht geplant. Für den 
Neubau des Betriebsgebäudes wurde ein Grundstücksteil auf dem biologischen Teil der 
Kläranlage westlich der Leine zwischen der Erschließungsstraße im Norden und der Bahnlinie 
im Süden festgelegt. Der Neubau des Zentralgebäudes besteht aus zwei Teilgebäuden, dem 
5-geschossigen Sozialgebäude und dem eingeschossigen Werkstattgebäude. BGF - 
Bruttogrundfläche Sozialgebäude: BGFR 4.753 m², BGFS 25 m² Werkstattgebäude: BGFR 
2.852 m², BGFS 419 m² Gesamt: BGFR 7.605 m², BGFS 444 m² NUF - Nutzflächen 
Sozialgebäude: NUF 2.398 m² Werkstattgebäude: NUF 2.374 m² Gesamt: NUF 4.772 m² Im 
Sozialgebäude sind folgende Nutzungen geplant: - Küche zur Herstellung von ca. 50 Essen 
pro Tag einschließlich Lager- und Sozialräumen - Speisesaal für 100 Personen - Seminar- 
/Schulungsraum - Umkleide- und Duschbereiche Schwarz/Weiß für 130 Personen - Büro
/Verwaltung - Technikflächen Das Werkstattgebäude umfasst folgenden Nutzungen: - 
Werkstatt Wartung und Betrieb (W1) - Werkstatt Technische Arbeitssicherheit (W2) - 
Mechaniker-/MSRWerkstatt (W3) - Schlosserwerkstatt (W4) - Elektrowerkstatt (W5) - 
Ausbildungswerkstatt (W6) - den einzelnen Werkstätten zugeordnete Büro- und Nebenflächen 
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Der Neubau positioniert sich parallel zur Bahnlinie im Süden. Auf Grund des schmalen und 
sehr langen Grundstücks reihen sich die einzelnen Werkstätten in einer 120 m langen 
eingeschossigen Halle aneinander. Im Osten schließt sich ein 5-geschossiger Kopfbau mit 
Kantine, Küche, Umkleiden, Büros und Technikzentrale an. Von Osten über die Brücke 
kommend, ist der Kopfbau als Adresse für den biologischen Teil der Kläranlage schon von 
Weitem sichtbar. Die Kantine als belebtester und öffentlichkeitswirksamster Bereich ist mit 
ihren dreiseitig verglasten Fassaden für den Ankommenden sofort erkennbar. Unter dem 
gefalteten Dach werden Hallen und Kopfbau zu einer architektonischen Einheit. Im Norden zur 
Erschließungsstraße rücken die Werkstatthallen unter dem gefalteten Dach zurück. Das 
Faltdach wird hier zum Witterungsschutz für die Gebäudezugänge und -Zufahrten. Alle 
anzuliefernden Bereiche (Werkstätten, Küche) sind ebenerdig angeordnet und werden von 
Norden erschlossen. Die Stadtentwässerung möchte als Umweltbetrieb ökologisch und 
nachhaltig bauen. Grundlage der Vorplanung ist daher das Konzept der Holz-Hybrid-
Bauweise, in dem Betonbauteile wie Decken, Wände und Unterzüge weitestgehend durch 
Holzbauteile ersetzt bzw. der Anteil an Betonbauteilen minimiert wird. Die Holz-Hybrid-
Bauweise soll sich auch nach außen im Fassadenmaterial widerspiegeln. Das Gebäude erhält 
daher eine vertikale Holzverschalung. Ein schmaler Betonsockel dient der Holzfassade als 
Witterungsschutz. Das Gebäude liegt im Landschaftsraum der Leinemasch. Die Wahl des 
natürlichen Fassadenmaterials Holz und die Form des gefalteten und begrünten Daches 
(Dachlandschaft) unterstützen die Integration des Gebäudes in diesen Landschaftsraum. Es 
ist beabsichtigt, die Vergabe im Rahmen einer Generalunternehmervergabe durchzuführen. 
Im Rahmen der Generalunternehmervergabe sollen die erforderlichen Bauleistungen von 
einem Unternehmen erbracht werden.
Kennung des Verfahrens: 9193b78a-1a8e-45f9-b8d2-07e6e26164b0
Interne Kennung: 68-0860-26
Verfahrensart: Nichtoffenes Verfahren
Das Verfahren wird beschleunigt: nein
Zentrale Elemente des Verfahrens: Die Vergabe der ausgeschriebenen Leistung erfolgt im 
Rahmen eines nicht offenen Verfahrens nach den Bestimmungen des § 3 EU Nr. 2 i. V. m. § 
3b EU Abs. 2 VOB/A. Das Verfahren gliedert sich in den Teilnahmewettbewerb, in dem 
Bewerber ihr Interesse bekunden und ihre Eignung nachweisen, und die Angebotsphase, zu 
dem nur eine begrenzte Anzahl von Bewerbern zugelassen und zur Angebotsabgabe 
aufgefordert wird. Im Rahmen des vorgeschalteten Teilnahmewettbewerbs werden die 
Eignungsvoraussetzungen der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit, der 
technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit sowie die Zuverlässigkeit bei den Bewerbern 
ermittelt und entsprechende Nachweise verlangt. Der Teilnahmewettbewerb schließt mit der 
Überprüfung der Eignung der Bewerber und mit der Auswahl der Bewerber durch den 
Auftraggeber ab, die in dem weiteren Verfahren zur Einreichung von Angeboten aufgefordert 
werden. Die nicht berücksichtigten Bewerber werden über die Gründe der Ablehnung ihrer 
Bewerbung informiert. Die ausgewählten Bewerbern - ab diesem Zeitpunkt Bieter genannt - 
wird der Auftraggeber zur Angebotsabgabe auffordern. Der vorläufige Zeitplan ist mit 
Ausnahme des Termins der Absendung der Bekanntmachung sowie der Frist für den Eingang 
der Teilnahmeanträge unverbindlich."

2.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Bauleistungen
Haupteinstufung (cpv): 45000000 Bauarbeiten
Zusätzliche Einstufung (cpv): 45210000 Bauleistungen im Hochbau, 71240000 
Dienstleistungen von Architektur- und Ingenieurbüros sowie planungsbezogene Leistungen
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2.1.2.  Erfüllungsort
Postanschrift: Dünenweg 20  
Stadt: Hannover
Postleitzahl: 30419
Land, Gliederung (NUTS): Region Hannover (DE929)
Land: Deutschland
Zusätzliche Informationen: 1.Im Falle der Bewerbung als Bietergemeinschaft
/Arbeitsgemeinschaft, Angabe sämtlicher Mitglieder der Bietergemeinschaft
/Arbeitsgemeinschaft mit Namen, Anschrift, Ansprechpartner mit Telefonnummer und E-Mail-
Adresse. 2. Im Falle der Bewerbung als Bietergemeinschaft/Arbeitsgemeinschaft ist mit dem 
Teilnahmeantrag eine von sämtlichen Mitgliedern unterzeichnete 
Bietergemeinschaftserklärung vorzulegen, a) in der die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft im 
Auftragsfall erklärt wird, b) in der alle Mitglieder aufgeführt sind und in der die*der für die 
Durchführung des Vertrages bevollmächtigte Vertreter*in bezeichnet ist, c) dass die*der 
bevollmächtigte Vertreter*in die Mitglieder gegenüber dem Auftraggeber rechtsverbindlich 
vertritt, d) dass alle Mitglieder als Gesamtschuldner haften. Weitere Hinweise zum 
Teilnahmeantrag: Der Teilnahmeantrag ist spätestens zu dem unter "Frist für den Eingang der 
Teilnahmeanträge" festgelegten Termin einzureichen. Die Auftragsunterlagen einschließlich 
Vordrucke für den Teilnahmeantrag stehen für einen uneingeschränkten und vollständigen 
direkten Zugang gebührenfrei zur Verfügung unter:  Bewerber haben https://meinauftrag.rib.de.
die Vergabeunterlagen unverzüglich auf Vollständigkeit der Unterlagen sowie auf Unklarheiten 
zu überprüfen. Enthalten die Vergabeunterlagen nach Auffassung des Bewerbers 
Unklarheiten, so hat er unverzüglich und vor Abgabe des Teilnahmeantrags darauf 
hinzuweisen. Die Bewerber werden aufgefordert, im Interesse einer schnellen Beseitigung von 
Unklarheiten, frühzeitig und vorab ihre Fragen zu übermitteln. Es wird ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass die Kommunikation in diesem Vergabeverfahren über das elektronische 
Vergabeportal  erfolgt. Bewerber haben Verstöße gegen https://meinauftrag.rib.de
Vergabevorschriften zu rügen. Es gelten die Bestimmungen in § 160 Abs. 3 GWB. Soweit 
Ihrer Rüge nicht abgeholfen wird, sind Sie insbesondere verpflichtet, innerhalb von 15 
Kalendertagen nach Eingang dieser Mitteilung einen Nachprüfungsantrag bei der zuständigen 
Vergabekammer einzureichen. Ansonsten ist der Antrag gemäß § 160 Abs. 3 GWB 
unzulässig. Die Auswahl der Bewerber, die zur Angebotsabgabe aufgefordert werden, erfolgt 
in einem 4-stufigen Verfahren: 1. Zunächst wird geprüft, ob die Bewerbungen form- und 
fristgerecht eingereicht wurden. 2. Anschließend wird beurteilt, ob die Bewerber nach den 
vorgelegten Angaben und Unterlagen grundsätzlich geeignet sind, die in Rede stehenden 
Leistungen ordnungsgemäß zu erbringen, d. h. die geforderten Mindestanforderungen 
erfüllen. Der Auftraggeber behält sich vor, die Angaben aus den vorgelegten Referenzen 
sowie die Zufriedenheit der Auftraggeber durch eine telefonische Abfrage zu überprüfen. Bei 
falschen Angaben sowie bei negativen Auskünften über die Referenz, wird die Referenz von 
der Wertung ausgeschlossen. Auch die Benennung von Ansprechpartnern, die keine 
Auskünfte erteilen können, kann zum Ausschluss der Referenz aus der Wertung führen. 3. 
Sollten mehr als drei geeignete Bewerber einen Teilnahmeantrag fristgemäß und vollständig 
einreichen und die Mindestanforderungen erfüllen, behält sich der Auftraggeber das Recht vor, 
den Bewerberkreis zu beschränken. In diesem Fall wird anhand der zur Prüfung der Eignung 
des Bewerbers vorgelegten Erklärung/Unterlagen der als grundsätzlich geeignet eingestuften 
Bewerbern beurteilt, welche Bewerber besonders geeignet erscheinen und daher im weiteren 
Verfahren beteiligt werden sollen. Die Vorgehensweise bei der Bewertung kann der 
beigefügten Bewertungsmatrix entnommen werden. Im Hinblick auf die Bewertung der 
technischen bzw. beruflichen Leistungsfähigkeit des Bewerbers sind maßgeblich die 
vorgelegten Referenzen. Im Rahmen der Bewertung der Eignung werden die drei Referenzen 
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mit der höchsten Punktzahl berücksichtigt. 4. Sollten mehrere Bewerber die gleiche Punktzahl 
erhalten, behält sich der Auftraggeber vor, die abschließende Auswahl und Reduzierung des 
Bewerberkreises durch Losverfahren herbeizuführen.

2.1.4.  Allgemeine Informationen
Rechtsgrundlage: 
Richtlinie 2014/24/EU
vob-a-eu -

2.1.6.  Ausschlussgründe
Quellen der Ausschlussgründe: Bekanntmachung
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung: "§ 6e EU Abs. 1 Nr. 1 VOB/A: Ausschlussgründe 
wegen einer Straftat nach: § 129 des Strafgesetzbuchs (StGB) (Bildung krimineller 
Vereinigungen), § 129a StGB (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b StGB 
(kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland)."
Terroristische Straftaten oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten: "§ 
6e EU Abs. 1 Nr. 1 VOB/A: Ausschlussgründe wegen einer Straftat nach: § 129 des 
Strafgesetzbuchs (StGB) (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a StGB (Bildung 
terroristischer Vereinigungen) oder § 129b StGB (kriminelle und terroristische Vereinigungen 
im Ausland)."
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung: "§ 6e EU Abs. 1 Nr. 2 VOB/A:" "Ausschlussgründe 
wegen einer Straftat nach: § 89c StGB (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme 
an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in 
Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden 
oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 StGB zu begehen. § 
6e EU Abs. 1 Nr. 3 VOB/A: Ausschlussgründe wegen einer Straftat nach: § 261 StGB 
(Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte)."
Betrug: "§ 6e EU Abs. 1 Nr. 4 VOB/A: Ausschlussgründe wegen einer Straftat nach: § 263 
StGB (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder 
gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet 
werden. § 6e EU Abs. 1 Nr. 5 VOB/A: Ausschlussgründe wegen einer Straftat nach: § 264 
StGB (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen 
Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag 
verwaltet werden."
Korruption: "§ 6e EU Abs. 1 Nr. 6 VOB/A: Ausschlussgründe wegen einer Straftat nach: § 299 
StGB (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 299b StGB 
(Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen). § 6e EU Abs. 1 Nr. 7 VOB/A: 
Ausschlussgründe wegen einer Straftat nach: § 108e StGB (Bestechlichkeit und Bestechung 
von Mandatsträgern). § 6e EU Abs. 1 Nr. 8 VOB/A: Ausschlussgründe wegen einer Straftat 
nach: den §§ 333 und 334 StGB (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in 
Verbindung mit § 335a StGB (Ausländische und internationale Bedienstete). § 6e EU Abs. 1 
Nr. 9 VOB/A: Ausschlussgründe wegen einer Straftat nach: Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur 
Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im 
Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr)."
Kinderarbeit und andere Formen des Menschenhandels: "§ 6e EU Abs. 1 Nr. 10 VOB/A: 
Ausschlussgründe wegen einer Straftat nach: den §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b 
bis 233a StGB (Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der 
Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung)."
Verstoß gegen die Verpflichtung zur Entrichtung von Steuern: "6e EU Abs. 4 EU VOB/A: 1Der 
öffentliche Auftraggeber schließt ein Unternehmen von der Teilnahme an einem 
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Vergabeverfahren aus, wenn 1. das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von 
Steuern, Abgaben und Beiträgen zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies 
durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung 
festgestellt wurde, oder 2. der öffentliche Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die 
Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 1 nachweisen kann. 2Satz 1 findet keine 
Anwendung, wenn das Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, 
dass es die Zahlung vorgenommen oder sich zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beiträge 
zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen, Säumnis- und Strafzuschlägen verpflichtet hat."
Verstoß gegen die Verpflichtung zur Entrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen: "§ 6e EU 
Abs. 4 EU VOB/A: 1Der öffentliche Auftraggeber schließt ein Unternehmen von" "der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren aus, wenn 1. das Unternehmen seinen 
Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben und Beiträgen zur Sozialversicherung 
nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige 
Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde, oder 2. der öffentliche Auftraggeber auf sonstige 
geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 1 nachweisen kann. 2Satz 
1 findet keine Anwendung, wenn das Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch 
nachgekommen ist, dass es die Zahlung vorgenommen oder sich zur Zahlung der Steuern, 
Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen, Säumnis- und 
Strafzuschlägen verpflichtet hat."
Verstoß gegen umweltrechtliche Verpflichtungen: "§ 6e EU Abs. 6 Nr. 1 VOB/A: Der 
öffentliche Auftraggeber kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn das Unternehmen bei der 
Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- und 
arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat."
Verstoß gegen sozialrechtliche Verpflichtungen: "§ 6e EU Abs. 6 Nr. 1 VOB/A: Der öffentliche 
Auftraggeber kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausschließen, wenn das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher 
Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- und arbeitsrechtliche Verpflichtungen 
verstoßen hat."
Verstoß gegen arbeitsrechtliche Verpflichtungen: "§ 6e EU Abs. 6 Nr. 1 VOB/A: Der öffentliche 
Auftraggeber kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausschließen, wenn das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher 
Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- und arbeitsrechtliche Verpflichtungen 
verstoßen hat."
Zahlungsunfähigkeit: "§ 6e EU Abs. 6 Nr. 2 VOB/A: Der öffentliche Auftraggeber kann unter 
Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des 
Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder 
eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden 
ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit 
eingestellt hat."
Verwaltung der Vermögenswerte durch einen Insolvenzverwalter: "§ 6e EU Abs. 6 Nr. 2 VOB
/A: Der öffentliche Auftraggeber kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn das Unternehmen 
zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein 
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vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen 
Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der 
Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat."
Einstellung der gewerblichen Tätigkeit: "§ 6e EU Abs. 6 Nr. 2 VOB/A: Der öffentliche 
Auftraggeber kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausschließen, wenn das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das 
Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren 
beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse 
abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine 
Tätigkeit eingestellt hat."
Der Zahlungsunfähigkeit vergleichbare Lage gemäß nationaler Rechtsvorschriften: "§ 6e EU 
Abs. 6 Nr. 2 VOB/A: Der öffentliche Auftraggeber kann unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn das 
Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein 
Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die 
Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das 
Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat."
Schwerwiegendes berufliches Fehlverhalten: "§ 6e EU Abs. 6 Nr. 3 VOB/A: Der öffentliche 
Auftraggeber kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausschließen, wenn das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit 
nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des 
Unternehmens infrage gestellt wird; § 6e EU Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden."
Vereinbarungen mit anderen Wirtschaftsteilnehmern zur Verzerrung des Wettbewerbs: "§ 6e 
EU Abs. 6 Nr. 4 VOB/A: Der öffentliche Auftraggeber kann unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn der 
öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das 
Unternehmen mit anderen Unternehmen Vereinbarungen getroffen oder Verhaltensweisen 
aufeinander abgestimmt hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des 
Wettbewerbs bezwecken oder bewirken."
Interessenkonflikt aufgrund seiner Teilnahme an dem Vergabeverfahren: "§ 6e EU Abs. 6 Nr. 
5 VOB/A: Der öffentliche Auftraggeber kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn ein Interessenkonflikt bei der 
Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit 
einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des 
Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende 
Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann."
Direkte oder indirekte Beteiligung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens: "§ 6e EU Abs. 
6 Nr. 6 VOB/A: Der öffentliche Auftraggeber kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn eine Wettbewerbsverzerrung 
daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens 
einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger 
einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann."
Vorzeitige Beendigung, Schadensersatz oder andere vergleichbare Sanktionen: "§ 6e EU Abs. 
6 Nr. 7 VOB/A: Der öffentliche Auftraggeber kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
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Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn das Unternehmen eine 
wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags erheblich 
oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu 
Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat."
Täuschung, Zurückhaltung von Informationen, Unfähigkeit zur Vorlage erforderlicher 
Unterlagen oder Erlangung vertraulicher Informationen zu dem Verfahren: "§ 6e EU Abs. 6 Nr. 
8 VOB/A: Der öffentliche Auftraggeber kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn (...) 8. das Unternehmen in Bezug 
auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen, 
Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu 
übermitteln oder 9. das Unternehmen a) versucht hat, die Entscheidungsfindung des 
öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen, b) versucht hat, vertrauliche 
Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen 
könnte, oder c) fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die 
Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten oder 
versucht hat, solche Informationen zu übermitteln."

5. Los

5.1.  Los: LOT-0000
Titel: Stadtentwässerung Hannover - Zentralgebäude Kläranlage Hannover-Herrenhausen - 
Generalunternehmerleistungen
Beschreibung: Gegenstand des Auftrags sind sämtliche für den Neubau des Zentralgebäudes 
auf der Kläranlage Hannover-Herrenhausen erforderlichen Bauleistungen. Die 
Generalunternehmerleistung umfasst die schlüsselfertige sowie funktionsfähige Herstellung 
des Zentralgebäudes. Die Leistungen sind zu einem Pauschalfestpreis zu erbringen.
Interne Kennung: 0

5.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Bauleistungen
Haupteinstufung (cpv): 45000000 Bauarbeiten
Zusätzliche Einstufung (cpv): 45210000 Bauleistungen im Hochbau, 71240000 
Dienstleistungen von Architektur- und Ingenieurbüros sowie planungsbezogene Leistungen

5.1.2.  Erfüllungsort
Postanschrift: Dünenweg 20  
Stadt: Hannover
Postleitzahl: 30419
Land, Gliederung (NUTS): Region Hannover (DE929)
Land: Deutschland

5.1.3.  Geschätzte Dauer
Laufzeit: 24 Monate

5.1.6.  Allgemeine Informationen
Vorbehaltene Teilnahme: 
Teilnahme ist nicht vorbehalten.
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen: ja
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Diese Auftragsvergabe ist auch für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet: nein

5.1.7.  Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Keine strategische Beschaffung

5.1.9.  Eignungskriterien
Quellen der Eignungskriterien: Bekanntmachung
Kriterium: Anteil der Unterauftragsvergabe
Beschreibung des Eignungskriteriums: 1. Im Falle der Einbindung von Nachunternehmern ist 
eine Erklärung zum vorgesehenen Nachunternehmereinsatz und zu Art und Umfang der 
Teilleistungen vorzulegen. 2. Im Falle einer Eignungsleihe ist eine Verpflichtungserklärung der 
Unternehmen, deren Kapazitäten für den Nachweis der Eignung in Anspruch genommen 
werden, vorzulegen, in der das Unternehmen erklärt, dem Bieter im Auftragsfall die 
erforderlichen Mittel bzw. Leistungen zur Verfügung zu stellen."

Kriterium: Durchschnittliche jährliche Belegschaft
Beschreibung des Eignungskriteriums: Anzahl der in den letzten drei Geschäftsjahren (2023, 
2024, 2025) jahresdurchschnittlich beschäftigten Personen, gegliedert nach Lohngruppen mit 
gesondert ausgewiesenem technischem Leitungspersonal. Hinweis: Es sind formlose 
Eigenerklärungen ausreichend. Der Nachweis kann mit der vom Auftraggeber direkt 
abrufbaren Eintragung in die allgemein zugängliche Liste des Vereins für die Präqualifikation 
von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsverzeichnis) oder ein vergleichbares 
Präqualifikationssystem erfolgen. Bei Bietergemeinschaften/Arbeitsgemeinschaften ist die 
Personalübersicht für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft/Arbeitsgemeinschaft einzeln und 
für die Bietergemeinschaft/Arbeitsgemeinschaft insgesamt darzustellen. Die Auftragserteilung 
kann von der Vorlage weiterer Nachweise abhängig gemacht werden.

Kriterium: Referenzen zu bestimmten Arbeiten
Beschreibung des Eignungskriteriums: Erfahrungsnachweis des Bewerbers (des/der 
Unternehmen/s) in Form der Benennung von mindestens drei Referenzprojekt innerhalb der 
letzten 5 Jahre (ab 01.01.2021 bis zum Ablauf der Frist zur Abgabe des Teilnahmeantrags), 
über die Erbringungen von Baumaßnahmen, welche im Hinblick auf die Anforderungen an das 
vorliegende Projekt vergleichbar sind. Vergleichbar sind Referenzprojekte mit folgenden 
Merkmalen (die kumulativ erfüllt sein müssen): a) die ""schlüsselfertige"" Errichtung von 
Gebäuden b) als Total- bzw. Generalunternehmer oder Generalübernehmer c) mit Baukosten 
(Summe aus KG 200 - 500) von mindestens 15 Mio. Euro brutto, d) bei denen die Übergabe 
des Objekts an den Nutzer frühestens am 01.01.2021 erfolgte, abgenommen und in Betrieb 
genommen wurde.
Anhand der Kriterien werden die Bewerber ausgewählt, die zur zweiten Phase des Verfahrens 
eingeladen werden sollen

Kriterium: Berufliche Risikohaftpflichtversicherung
Beschreibung des Eignungskriteriums: Erklärung über das Bestehen einer 
Haftpflichtversicherung oder Abschluss einer entsprechenden Haftpflichtversicherung im 
Auftragsfall mit folgenden Haftungs-summen: - mindestens 5,0 Mio. EUR für 
Personenschäden, - mindestens 5,0 Mio. EUR für sonstige Schäden Die Ersatzleistung der 
Versicherung muss mindestens das Zweifache der o. g. Deckungssummen pro Jahr betragen. 
Bei einer Bietergemeinschaft/Arbeitsgemeinschaft muss der Versicherungsschutz für alle 
Mitglieder in voller Höhe bestehen. Hinweis: Es sind formlose Eigenerklärungen ausreichend. 
In den beigefügten Vordrucken für den Teilnahmeantrag sind die entsprechenden Erklärungen 
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enthalten. Bei Bietergemeinschaften/Arbeitsgemeinschaften sind die entsprechenden 
Erklärungen durch jedes Mitglied der Bietergemeinschaft beizubringen.

Kriterium: Durchschnittlicher Jahresumsatz
Beschreibung des Eignungskriteriums: Erklärung über den Gesamtumsatz des Bewerbers in 
den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren (2023, 2024, 2025). Der durchschnittliche 
Gesamtumsatz des Bewerbers in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren (2023, 
2024, 2025) muss mindestens 35 Mio. brutto betragen. Hinweis: Es sind formlose 
Eigenerklärungen ausreichend. In den beigefügten Vordrucken für den Teilnahmeantrag sind 
die entsprechenden Erklärungen enthalten. Bei Bietergemeinschaften/Arbeitsgemeinschaften 
ist der Gesamtumsatz für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft/Arbeitsgemeinschaft einzeln 
und für die Bietergemeinschaft/Arbeitsgemeinschaft insgesamt darzustellen.

Kriterium: Andere wirtschaftliche oder finanzielle Anforderungen
Beschreibung des Eignungskriteriums: - Erklärung zu Russland-Sanktionen gemäß Artikel 5k 
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 15 der Verordnung 
(EU) 2022/1269 des Rates vom 21. Juli 2022. - Verschwiegenheits-
/Geheimhaltungsverpflichtung - Gewerbeanmeldung, Handelsregisterauszug und Eintragung 
in der Handwerksrolle (Handwerkskarte) bzw. bei der Industrie- und Handelskammer - 
Unbedenklichkeitsbescheinigung der tariflichen Sozialkasse, falls das Unternehmen 
beitragspflichtig ist - Unbedenklichkeitsbescheinigung der gesetzlichen Sozialkasse - 
Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes bzw. Bescheinigung in Steuersachen, falls 
das Finanzamt eine solche Bescheinigung ausstellt - Freistellungsbescheinigung nach § 48b 
Einkommensteuergesetz - Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft des 
zuständigen Versicherungsträgers mit Angabe der Lohnsummen Hinweis: Bei 
Bietergemeinschaften/Arbeitsgemeinschaften sind die Nachweise für jedes Mitglied der 
Bietergemeinschaft/Arbeitsgemeinschaft sowie im Falle einer Eignungsleihe auch durch diese 
Unternehmen vorzulegen. Der Nachweis kann mit der vom Auftraggeber direkt abrufbaren 
Eintragung in die allgemein zugängliche Liste des Vereins für die Präqualifikation von 
Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsverzeichnis) oder ein vergleichbares 
Präqualifikationssystem erfolgen, sofern die Erklärungen hinterlegt sind. Von allen benannten 
Nachunternehmern ist die Unbedenklichkeitsbescheinigung der gesetzlichen Sozialkasse 
vorzulegen.
Informationen über die zweite Phase eines zweiphasigen Verfahrens: 
Mindestzahl der zur zweiten Phase des Verfahrens einzuladenden Bewerber: 5
Das Verfahren wird in mehreren aufeinanderfolgenden Phasen durchgeführt. In jeder Phase 
können einige Teilnehmer ausgeschlossen werden

5.1.10.  Zuschlagskriterien
Kriterium: 
Art: Preis
Bezeichnung: Preis
Beschreibung: Preis

5.1.11.  Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfügbar sind: Deutsch
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://www.meinauftrag.rib.de/public
/DetailsByPlatformIdAndTenderId/platformId/101/tenderId/25704
Ad-hoc-Kommunikationskanal: 
Name: https://www.meinauftrag.rib.de

https://www.meinauftrag.rib.de/public/DetailsByPlatformIdAndTenderId/platformId/101/tenderId/25704
https://www.meinauftrag.rib.de/public/DetailsByPlatformIdAndTenderId/platformId/101/tenderId/25704
https://www.meinauftrag.rib.de
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URL: https://www.meinauftrag.rib.de

5.1.12.  Bedingungen für die Auftragsvergabe
Bedingungen für die Einreichung: 
Elektronische Einreichung: Erforderlich
Adresse für die Einreichung: https://www.meinauftrag.rib.de
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulässig
Varianten: Nicht zulässig
Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: Nicht zulässig
Beschreibung der finanziellen Sicherheit: Sicherheitsleistung für die Vertragserfüllung (§ 17 
VOB/B): Soweit die Auftragssumme mindestens 250.000 Euro ohne Umsatzsteuer beträgt, ist 
Sicherheit für die Vertragserfüllung in Höhe von fünf Prozent der Auftragssumme (inkl. 
Umsatzsteuer, ohne Nachträge) zu leisten.
Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge: 09/09/2026 11:00:00 (UTC+02:00) 
Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische Sommerzeit
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können: 
Nach Ermessen des Käufers können alle fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf 
nachgereicht werden.
Zusätzliche Informationen: "Es gilt die Regelung des § 16a EU VOB/A: (1) Der öffentliche 
Auftraggeber muss Bieter, die für den Zuschlag in Betracht kommen, unter Einhaltung der 
Grundsätze der Transparenz und der Gleichbehandlung auffordern, fehlende, unvollständige 
oder fehlerhafte unternehmensbezogene Unterlagen - insbesondere Erklärungen, Angaben 
oder Nachweise - nachzureichen, zu vervollständigen oder zu korrigieren, oder fehlende oder 
unvollständige leistungsbezogene Unterlagen - insbesondere Erklärungen, Produkt- und 
sonstige Angaben oder Nachweise. - nachzureichen oder zu vervollständigen 
(Nachforderung), es sei denn, er hat von seinem Recht aus Absatz 3 Gebrauch gemacht. Es 
sind nur Unterlagen nachzufordern, die bereits mit dem Angebot vorzulegen waren. (2) 
Fehlende Preisangaben dürfen nicht nachgefordert werden. Angebote, die den Bestimmungen 
des § 13 EU Absatz 1 Nummer 3 nicht entsprechen, sind auszuschließen. Dies gilt nicht für 
Angebote, bei denen lediglich in unwesentlichen Positionen die Angabe des Preises fehlt und 
sowohl durch die Außerachtlassung dieser Positionen der Wettbewerb und die 
Wertungsreihenfolge nicht beeinträchtigt werden als auch bei Wertung dieser Positionen mit 
dem jeweils höchsten Wettbewerbspreis. Hierbei wird nur auf den Preis ohne 
Berücksichtigung etwaiger Nebenangebote abgestellt. Der öffentliche Auftraggeber fordert den 
Bieter nach Maßgabe von Absatz 1 auf, die fehlenden Preispositionen zu ergänzen. Die Sätze 
3 bis 5 gelten nicht, wenn der öffentliche Auftraggeber das Nachfordern von Preisangaben 
gemäß Absatz 3 ausgeschlossen hat. (3) Der öffentliche Auftraggeber kann in der 
Auftragsbekanntmachung oder den Vergabeunterlagen festlegen, dass er keine Unterlagen 
oder Preisangaben nachfordern wird. (4) Die Unterlagen oder fehlenden Preisangaben sind 
vom Bewerber oder Bieter nach Aufforderung durch den öffentlichen Auftraggeber innerhalb 
einer angemessenen, nach dem Kalender bestimmten Frist vorzulegen. Die Frist soll sechs 
Kalendertage nicht überschreiten. (5) Werden die nachgeforderten Unterlagen nicht innerhalb 
der Frist vorgelegt, ist das Angebot auszuschließen. (6) Die Absätze 1, 3, 4 und 5 gelten für 
den Teilnahmewettbewerb entsprechend. Darüber hinaus gilt die Regelung des § 16 EU Nr. 4 
VOB/A, wonach Angebote auszuschließen sind, bei denen der Bieter Erklärungen oder 
Nachweise, deren Vorlage sich der öffentliche Auftraggeber vorbehalten hat, auf Anforderung 
nicht innerhalb einer angemessenen, nach dem Kalender bestimmten Frist vorgelegt hat. Dies 
gilt auch für Teilnahmeanträge entsprechend.
Auftragsbedingungen: 

https://www.meinauftrag.rib.de
https://www.meinauftrag.rib.de
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Die Auftragsausführung muss im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse erfolgen: Nein
Bedingungen für die Ausführung des Auftrags: Tariftreueerklärung NTVergG Die 
tarifvertraglichen und öffentlich-rechtlichen Bestimmungen gemäß dem Niedersächsischen 
Tariftreue- und Vergabegesetz (NTVergG) sind einzuhalten (siehe Ausführungsbedingungen 
Teilnahmewettbewerb).
Elektronische Rechnungsstellung: Zulässig
Aufträge werden elektronisch erteilt: nein
Zahlungen werden elektronisch geleistet: nein

5.1.15.  Techniken
Rahmenvereinbarung: 
Keine Rahmenvereinbarung
Informationen über das dynamische Beschaffungssystem: 
Kein dynamisches Beschaffungssystem

5.1.16.  Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung
Überprüfungsstelle: Vergabekammer Nieders. beim Nieders. Ministerium f. Wirtschaft, Verkehr 
u. Bauen
Informationen über die Überprüfungsfristen: Bewerber/Bieter haben Verstöße gegen 
Vergabevorschriften unter Beachtung der Regelungen in § 160 Abs. 3 GWB zu rügen. Ein 
Nachprüfungsantrag ist nach § 160 Abs. 3 GWB unzulässig, soweit 1. der Antragsteller den 
geltend gemachten Verstoß gegen Vergabevorschriften vor Einreichen des 
Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber dem Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von 
zehn Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf der Frist nach § 134 Absatz 2 bleibt unberührt, 2. 
Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung erkennbar sind, nicht 
spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Bewerbung oder 
zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 3. Verstöße gegen 
Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, nicht spätestens bis 
zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber 
gerügt werden, 4. mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, 
einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind. Soweit der Rüge nicht abgeholfen wird, 
ist gegen diese Entscheidung ein Antrag auf Nachprüfung durch die Vergabekammer 
Niedersachsen beim Niedersächsischen Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Bauen, Auf 
der Hude 2, 21339 Lüneburg zulässig. Nach § 161 GWB ist der Antrag schriftlich bei der 
Kammer einzureichen, unverzüglich zu begründen und soll ein bestimmtes Begehren 
enthalten.
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt: 
Landeshauptstadt Hannover - Stadtentwässerung
Organisation, die einen Offline-Zugang zu den Vergabeunterlagen bereitstellt: 
Landeshauptstadt Hannover - Zentrale Submission
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt: 
Landeshauptstadt Hannover - Stadtentwässerung
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt: Landeshauptstadt Hannover - Zentrale 
Submission
Organisation, die Angebote bearbeitet: Landeshauptstadt Hannover - Stadtentwässerung

8. Organisationen

8.1.  ORG-0001
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Offizielle Bezeichnung: Landeshauptstadt Hannover - Zentrale Submission
Registrierungsnummer: 032410001001-0-21
Abteilung: LHH
Postanschrift: Platz der Menschenrechte 1
Stadt: Hannover
Postleitzahl: 30159
Land, Gliederung (NUTS): Region Hannover (DE929)
Land: Deutschland
Kontaktperson: Zentrale Submission
E-Mail: submission@hannover-stadt.de
Telefon: +49 511-168-42870
Fax: +49 511-168-42087
Internetadresse: https://www.meinauftrag.rib.de
Rollen dieser Organisation: 
Organisation, die einen Offline-Zugang zu den Vergabeunterlagen bereitstellt
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt

8.1.  ORG-0024
Offizielle Bezeichnung: Landeshauptstadt Hannover - Stadtentwässerung
Registrierungsnummer: OE68
Postanschrift: Sorststraße 16
Stadt: Hannover
Postleitzahl: 30165
Land, Gliederung (NUTS): Region Hannover (DE929)
Land: Deutschland
Kontaktperson: Landeshauptstadt Hannover - Zentrale Submission
E-Mail: submission@hannover-stadt.de
Telefon: +49 511-168-42870
Fax: +49 511-168-42087
Internetadresse: https://www.meinauftrag.rib.de
Profil des Erwerbers: https://meinauftrag.rib.de
Rollen dieser Organisation: 
Beschaffer
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt
Organisation, die Angebote bearbeitet
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt

8.1.  ORG-0029
Offizielle Bezeichnung: Vergabekammer Nieders. beim Nieders. Ministerium f. Wirtschaft, 
Verkehr u. Bauen
Registrierungsnummer: VK Niedersachsen
Postanschrift: Auf der Hude 2
Stadt: Lüneburg
Postleitzahl: 21339
Land, Gliederung (NUTS): Lüneburg, Landkreis (DE935)
Land: Deutschland
E-Mail: vergabekammer@mw.niedersachsen.de
Telefon: 000
Rollen dieser Organisation: 
Überprüfungsstelle

mailto:submission@hannover-stadt.de
https://www.meinauftrag.rib.de
mailto:submission@hannover-stadt.de
https://www.meinauftrag.rib.de
https://meinauftrag.rib.de
mailto:vergabekammer@mw.niedersachsen.de


567944-2026 Page 13/14

8.1.
 
ORG-0030
Offizielle Bezeichnung: LHH-Dienstleister
Registrierungsnummer: LHH-DL
Postanschrift: Theodor-Lessing-Platz 1
Stadt: Hannover
Postleitzahl: 30159
Land, Gliederung (NUTS): Region Hannover (DE929)
Land: Deutschland
E-Mail: eVergabe@hannover-stadt.de
Telefon: 000
Internetadresse: https://www.meinauftrag.rib.de
Rollen dieser Organisation: 
Beschaffungsdienstleister

8.1.  ORG-0031
Offizielle Bezeichnung: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des 
Beschaffungsamts des BMI)
Registrierungsnummer: 0204:994-DOEVD-83
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53119
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Rollen dieser Organisation: 
TED eSender

10. Änderung

Fassung der zu ändernden vorigen Bekanntmachung
: 
02728aff-f4ad-4d59-9360-c86997daab2c-01
Hauptgrund für die Änderung
: 
Aktualisierte Informationen
Beschreibung
: 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Abgabefrist für die Teilnahmeanträge auf den 
09.09.2026, 11:00 Uhr, verlängert wird. Die Abgabe erfolgt über das Vergabeportal www.
meinauftrag.rib.de.

10.1.  Änderung
Abschnittskennung: LOT-0000
Beschreibung der Änderungen: Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge: 09/09/2026 11:00:
00 (UTC+02:00) Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische Sommerzeit

Informationen zur Bekanntmachung

Kennung/Fassung der Bekanntmachung: 4842a84b-2055-49c4-9ae2-d0431dcb9699  -  01

mailto:eVergabe@hannover-stadt.de
https://www.meinauftrag.rib.de
mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
http://www.meinauftrag.rib.de
http://www.meinauftrag.rib.de
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Formulartyp: Wettbewerb
Art der Bekanntmachung: Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
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